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Begegnung unterbreitete. Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik sieht in der Empfehlung 
des sowjetischen Memorandums, nach der die vier Mächte von vornherein erklären sollen, daß sie jede Verein­
barung anerkennen, die von den beiden deutschen Staaten gemeinsam in den Fragen getroffen wird, die eine 
Friedensregelung mit Deutschland und die Wiedervereinigung betreffen, eine historische Chance für die 
deutsche Nation.

In dieser Stunde sind die Deutschen aufgerufen, in ihrer ureigensten deutschen Sache des Friedens und 
der Wiedervereinigung selber zu handeln In Erfüllung ihrer nationalen Pflicht beschließt die Volkskammer 
der Deutschen Demokratischen Republik den

Deutschen Friedensplan,

den sie der Regierung und dem Bundestag Westdeutschlands und dem deutschen Volk in beiden deutschen 
Staaten unterbreitet.

Bildung einer Deutschen Friedenskommission
Die Regierungen der beiden deutschen Staaten verständigen sich sofort über die Bildung einer Deutschen 

Friedenskommission aus Vertretern des Parlaments und der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Deutschen Bundesrepublik. Vordringlichste Aufgabe der Deutschen Friedenskommission ist es, Ver­
handlungen zu führen und sich zu verständigen

über die Ausarbeitung von deutschen Vorschlägen zum Friedensvertrag;
über ein Abkommen des guten Willens, das darauf gerichtet ist, das Verhältnis zwischen den beiden deut­
schen Staaten sofort zu verbessern.

Abkommen des guten Willens
Das von der Deutschen Friedenskommission vorzubereitende Abkommen des guten Willens, das den beiden 

deutschen Regierungen und Parlamenten zum Abschluß empfohlen werden sollte, könnte zum Inhalt haben:
1. Beide deutsche Staaten vereinbaren den Verzicht auf die atomare Bewaffnung ihrer Streitkräfte und 

einen sofortigen Rüstungsstopp.
2. Beide deutsche Staaten verständigen sich bis zum Abschluß eines Abrüstungsabkommens über Stärke, 

Bewaffnung und Standorte ihrer bewaffneten Streitkräfte.
3. Beide deutsche Staaten lassen auf ihrem Territorium keinerlei Kriegs- und Revanchepropaganda zu.
4. Beide deutsche Staaten betrachten die Entscheidung über die Gesellschaftsordnung als einen Akt der Selbst­

bestimmung der Bevölkerung der Deutschen Demokratischen Republik und der Deutschen Bundesrepublik. 
Sie übernehmen die Verpflichtung, sich nicht in Fragen der sozialen Ordnung des anderen deutschen Staates 
einzumischen.

5. Beide deutsche Staaten treten für den Abschluß eines Nichtangriffsvertrages zwischen den Staaten des 
Warschauer Vertrages und den Staaten der NATO und für die Bildung einer kernwaffenfreien Zone in 
Mitteleuropa ein.

6. Beide deutsche Staaten verpflichten sich zu Maßnahmen, die der Erweiterung des Handels zwischen ihnen 
dienen. Sie vereinbaren den Ausbau der kulturellen und sportlichen Beziehungen zwischen ihren Bürgern 
und Institutionen und treffen Maßnahmen zur Erleichterung und Verbesserung des Reiseverkehrs.

In der Friedenskommission soll der Grundsatz gelten, daß keine Seite der anderen ihren Willen aufzwingt, 
sondern Schritt für Schritt eine Verständigung erreicht wird.

Das gilt auch vordringlich für die Ausarbeitung von deutschen Vorschlägen zu einem Friedensvertrag, die 
darauf gerichtet sein müssen, den unverzüglichen Abschluß eines Friedensvertrages zu erleichtern und den 
Weg zur friedlichen Lösung der deutschen Frage frei zu machen.

Deutsche Vorschläge für einen Friedensvertrag
Die wichtigste Aufgabe des deutschen Friedensvertrages ist es, einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung 

eines dauerhaften Friedens auf der Grundlage der Charta der Vereinten Nationen zu leisten. Der Friedens­
vertrag muß verhindern, daß jemals wieder von Deutschland ein Krieg ausgeht. Er muß dem deutschen Volke 
für immer Frieden und volle Gleichberechtigung in der Familie der* Völker sichern. Daher sollten deutsche 
Vorschläge für einen Friedensvertrag umfassen:

1. Die beiden deutschen Staaten verpflichten sich, in den internationalen Beziehungen auf jegliche Drohung 
mit Gewalt oder Gewaltanwendung zu verzichten, internationale Streitigkeiten nur mit friedlichen Mitteln 
zu lösen und aktiv bei der Gestaltung des friedlichen Zusammenlebens der Völker und Staaten mit­
zuwirken.

2. Die beiden deutschen Staaten treten für die Schaffung eines militärisch neutralen Deutschlands ein. Die 
Hauptmächte der Anti-Hitler-Koalition übernehmen die Garantie für die Unverletzlichkeit dieser Neutra­
lität. Die Stärke, Bewaffnung und Stationierung der zur Verteidigung erforderlichen Streitkräfte der beiden 
deutschen Staaten werden festgelegt. Sie verzichten auf die Bewaffnung ihrer Streitkräfte mit Atomwaffen 
und unterstützen die allgemeine und vollständige Abrüstung.

3. Die beiden deutschen Staaten und die anderen Friedensvertragspartner bestätigen die bestehenden deut­
schen Grenzen. Die Unverletzlichkeit des Hoheitsgebietes der beiden deutschen Staaten wird garantiert.

4. Jegliche Kriegs- und Revanchepropaganda ist untersagt. Alle nazistischen, militaristischen und revanchisti­
schen Organisationen und Verbände sind verboten. Personen, die Verbrechen gegen den Frieden, Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen begangen haben, dürfen nicht in leitenden Ämtern 
im öffentlichen Leben tätig sein.


